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Paralleljustiz 

 

Die Hanns-Seidel-Stiftung widmet sich mit ihrer neu etablierten Reihe „Rechtspoliti-

sche Symposien“ nun auch vermehrt der Rechtspolitik um zielorientierte Lösungsan-

sätze auf diesem Gebiet mit den Beteiligten zu entwickeln.  

 

Am 6. April 2016 wurde in einem Kreis von Experten das Thema „Paralleljustiz“ in 

den Fokus genommen. Der Bayerische Staatsminister der Justiz Professor Winfried 

Bausback, Professor Matthias Rohe, Rechtsanwältin Nazan Simsek sowie Staatsanwalt 

Dr. Frank Michael Heller diskutierten zunächst in kleinem Expertenkreis und anschlie-

ßend unter der Moderation von Dr. Helene Bubrowski, FAZ, mit einem fachkundigen Pub-

likum dieses gesamtgesellschaftlich sowie juristisch signifikante Problem, welches bis-

weilen jedoch in breiten Kreisen der Öffentlichkeit vergleichsweise wenig Aufmerksam-

keit erfährt. Dies liegt maßgeblich daran, wie Professor Reinhard Meier-Walser, Abtei-

lungsleiter der Akademie für Politik und Zeitgeschehen, in seiner Ansprache betont, dass 

hauptsächlich im Verborgenen operiert wird und Richter sowie Staatsanwaltschaft oft 

machtlos sind. Gerade jedoch durch die zunehmende Zahl von Migranten und Migrantin-

nen in unserem Land ist anzunehmen, dass sich das Ausmaß demokratisch nicht legiti-

mierter, außergerichtlicher 

Streitbeilegung verschärft. 

Grund dafür sind häufig 

geringe Kenntnisse der 

deutschen Rechtsordnung 

und wenig Vertrauen in 

unsere Justiz, sowie die 

Angst vor Abschiebung 

oder Ausweisung. Gerade 

deshalb scheint es geboten 

dieser Thematik präventiv 

und durch Aufklärung zu 

begegnen. 

 

Diesen Ansatz verfolgt auch die Bayerische Justiz, wie der Staatsminister in seinem 

Statement betont und noch einmal die Rechtspolitik als einen der wichtigsten Teile der 

Gesellschaftspolitik hervorhob, da das Recht gesellschaftliche Strukturen abbildet, be-

einflusst und verändert. Er verwies darauf, dass Joachim Wagner das Thema „Paralleljus-

tiz“ mit der Veröffentlichung seines Buches „Richter ohne Gesetz“ im Jahre 2011 in den 

Blickwinkel der Öffentlichkeit gerückt hat. Das Bayerische Justizministerium hat damals 

einen runden Tisch und nun auch eine deutschlandweite Arbeitsgruppe etabliert, um die 

Aufklärung und Bekämpfung der Strukturen des auch als Schattenjustiz bezeichneten 

Phänomens zu fördern. Das Thema hat seither nicht weiter an Aktualität eingebüßt - 

insbesondere im Zusammenhang mit hohen Zuwanderungszahlen. Die Schwierigkeit der 

Thematik liegt jedoch maßgeblich darin, dass es sich um ein sog. Dunkelfeld handelt, 

das man derzeit nicht mit Zahlen belegen kann. 

© HSS; Hildegund Holzheid, Matthias Rohe, Helene Bubrowski, Winfried Bausback, 
Nazan Simsek, Frank Michael Heller, Kea-Sophie Stieber 
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Definition 

Paralleljustiz ist eine Form der Konfliktlösung und Beilegung von Streitigkeiten oder Strafta-

ten, die nach deutschem Recht rechtlich relevante Tatbestände darstellen. Die Schlichtung 

jedoch bewegt sich außerhalb der deutschen Rechtsordnung und demokratischer Statuten. 

Phänomen Paralleljustiz 

Paralleljustiz wird sowohl auf dem Gebiet des Straf- als auch des Familienrechts beobachtet. Die 

Ausformungen unterscheiden sich. Die Gründe sind ähnlich. 

 

I. Gründe 

Die bisher erforschten Gründe für Schlichtungen außerhalb der deutschen Rechtsordnung sind viel-

fältig, gehen jedoch meist auf kulturspezifische Hintergründe zurück, die einem anderen Werte- und 

Normensystem unterliegen. So reichen sie von schlichter Unkenntnis des deutschen Rechtssystems 

und damit einhergehenden Hemmschwellen sowie mangelndem Vertrauen über die Angst vor Ab-

schiebung bis zu Verachtung beziehungsweise Ignorierung unserer Rechtsordnung. 

 

Das Phänomen ist in der Regel nicht religiös geprägt, vielmehr kulturell, betonte Professor Rohe. 

Allerdings ist hierbei dennoch zu beachten, dass in vielen östlichen Kulturen kein säkulares Staats-

wesen herrscht. Vorrangig findet sich Paralleljustiz in Großfamilien- und Clanstrukturen, die herme-

tisch leben und patriarchalische Kultur pflegen. In ihnen ist die Zusammengehörigkeit der Familie 

von besonders großer Bedeutung und das öffentliche Austragen von Konflikten stellt einen Ehrver-

lust dar. In muslimischen Ländern „steht die Ehre in der Wertskala der Tugenden an oberster Stelle, 

also noch vor Leben, Leib, Freiheit und Vermögen“.1 Dies steht mit dem in der deutschen Werteord-

nung eher fehlenden Ehrbegriff und normativen Ausrichtung im Widerspruch und kann zu Parallel-

justizsystemen führen. Der gemeinsame Nenner religiös und nicht religiös motivierter Gruppen sind 

die wenig integrierten Milieus.  

 

II. Problematik 

Die deutsche Rechtsordnung kennt durchaus Streitbeilegung außerhalb des Gerichtssaals. Sowohl 

im Familien- als auch im Strafrecht sind Mediation und Schlichtung keine Seltenheit. Unabdingbare 

Voraussetzung ist jedoch die Wahrung des geltenden Rechts und demokratischer Statuten. 

 

Parallel- oder Schattenjustiz hingegen unterläuft das Rechtsstaatsprinzip durch schwere Verstöße 

gegen die deutsche Rechtsordnung. Hierbei wird das Gewaltmonopol des Staates missachtet, oft 

einhergehend mit Verfassungsverstößen durch die Ungleichbehandlung von Mann und Frau. Die 

Ahndung gestaltet sich diffizil, da der Staat sowohl in den Ermittlungen, als auch Verhandlungen oft 

ohnmächtig gegenüber der im dunklen operierenden Paralleljustiz ist. Täter können dadurch oft 

                                                           

1
 Joachim Wagner, Richter ohne Gesetz, 5. Auflage 2015, Seite 25 
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nicht oder nur weitaus milder belangt werden, als die eigentliche Tat es erfordern würde. Schlichter 

oder Mittler sind nahezu nie zu verurteilen. In Betracht käme hier die Vereitelung einer Straftat. 

 

III. Ausprägung 

Strafrecht 

Ausgleichsregelungen wie die tätige Reue und der Täter-Opferausgleich sind Institutionen, die im 

deutschen Straf- und Strafprozessrecht regelmäßig angewandt werden, um auch Konflikte im Rah-

men des Strafrechts zwischen Täter und Opfer auszugleichen.  

 

Dieser Möglichkeit bedienen sich in Deutschland parallel entstandene Justizsysteme jedoch nicht. 

Typische Ausprägung in Strafsachen ist die Beeinflussung von Opfern und Zeugen und damit einher-

gehende Rückziehung von Strafanzeigen und Änderungen von Zeugenaussagen. Dr. Heller berichtete 

aus seiner Praxis von Fällen, in denen im Anschluss an eine Tat auf Opfer und Zeugen derartig 

enormer Druck ausgeübt wird, dass diese um ihr Leben oder das Wohl ihrer Familie fürchten und 

somit vor Gericht die Aussage verweigern oder den Sachverhalt in einem gänzlich anderen Licht 

erscheinen lassen. Auch Joachim Wagner führt in seinem Buch zahlreiche Beispielsfälle dieser Art 

an.2 Im Mittelpunkt der Verständigungsversuche zwischen den Clans oder Familien steht regelmäßig 

das sogenannte „Schmerzensgeld“ oder auch „Blutgeld“ genannt, für das Opfer. Bis zu mehreren 

Hunderttausend Euro kann dieses betragen. In solchen Fällen legt die ganze Familie zusammen oder 

es werden Kredite aufgenommen. Ein Ausgleich durch einen sogenannten Akt der Vergeltung wird 

heutzutage nur noch seltener vorgenommen. 

Streitschlichter sind in der Regel Clan-Chefs oder Familienälteste. Oft weisen diese Strukturen er-

hebliche Überschneidungen mit organisierter Kriminalität auf. Die Bedeutung von sog. „Friedens-

richtern“ wird in der Öffentlichkeit stark überschätzt.3 

 

Familienrecht 

Das Familienrecht ist ein Teilgebiet des Zivilrechts und wird prozessual nach der Zivilprozessord-

nung (ZPO) und dem Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) behandelt. Es gilt die Dispositionsmaxime, wonach die Partei-

en in aller Regel selbst entscheiden, ob sie eine Streitigkeit vor Gericht bringen. Es steht Ihnen frei, 

sich auch der Hilfe nichtstaatlicher Schlichtungsstellen, Mediatoren oder Schiedsgerichte zu bedie-

nen. Ausgenommen hiervon sind Ehe- und Abstammungssachen. Für Amtsverfahren der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit hingegen gilt jedoch die Offizialmaxime, was bedeutet, dass Verfahren von Amt we-

gen eingeleitet werden (beispielsweise wenn eine Gefährdung des Kindeswohls vorliegt). Zwar ge-

hen mit familienrechtlichen Angelegenheiten oft auch Fälle häuslicher Gewalt einher, die dem Straf-

recht unterfallen. Doch regelmäßig werden diese Fälle der öffentlichen Hand nur bekannt, wenn das 

Opfer – in der Regel die Ehefrau oder Kinder – die Misshandlungen des Täters zur Anzeige bringen. 

 

Zudem spielen auf dieser Ebene regelmäßig ausländische Rechtsnormen eine Rolle, die in Deutsch-

land im Rahmen des internationalen Privatrechts jedoch durchaus Beachtung finden können. In Fäl-

                                                           

2
 Joachim Wagner, Richter ohne Gesetz, 5. Auflage 2015 

3
 Prof. Dr. Mathias Rohe/ Dr. Mahmoud Jaraba; Paralleljustiz; Eine Studie im Auftrag des Landes Berlin,   

   vertreten durch die Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz, Seiten 17, 87 
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len von Scheidung oder Erbschaft versuchen deutsche Richter durch Anwendung des entsprechen-

den Rechtskreises bestmöglichen Ausgleich zu schaffen. 

 

Mehr noch als in Strafsachen besteht in diesen Angelegenheiten das Problem, dass sich die Parteien 

nicht auf Augenhöhe begegnen. Rechtsanwältin Simsek berichtete aus ihrer Praxiserfahrung, dass es 

für die Frauen eine sehr große Hürde ist, eine Anwältin aufzusuchen. Zumeist herrschen innerhalb 

der Familien kulturell/ religiös geprägte Rollenbilder. Die Frauen werden von ihrem sozialen Umfeld 

unter Druck gesetzte und kontrolliert. Da sie in der Regel keine finanzielle Absicherung haben und 

die Möglichkeiten des deutschen Sozialsystems nicht kennen, haben sie Angst sich dagegen zu leh-

nen. Auch ist weithin unbekannt, dass in Fällen von Gewalt ein Gewaltschutzverfahren beantragt 

werden kann. Danach hat das Gericht die Möglichkeit verschiedene Anordnungen zum Schutz der 

verletzten oder bedrohten Person zu treffen. Beispielsweise kann dem Antragsgegner verboten wer-

den, sich in einem gewissen Umkreis der Wohnung aufzuhalten oder einen bestimmten anderen Ort 

aufzusuchen, an dem sich die verletzte Person regelmäßig aufhält. Auch die Verhängung einer Kon-

taktsperre ist möglich. 

 

Den familienrechtlichen Fällen der Paralleljustiz liegen vorwiegend Ehe- und Kindschaftssachen 

zugrunde, aber auch erbrechtliche Angelegenheiten sind verbreitet. Insbesondere Familienkonflikte 

werden in den entsprechenden kulturellen Kreisen als reine Privatsache erachtet. Entsprechend wird 

auch in diesen Fällen erheblicher Druck auf das Opfer ausgeübt, um Scheidung, Unterhaltszahlung 

oder ähnliche Begehren zu eliminieren. 

 

IV. Gegenmaßnahmen 

Die eingangs erwähnten Gründe für das Phänomen Paralleljustiz spiegeln die erforderlichen Maß-

nahmen, ihr zu begegnen. Unabhängig von der Schwierigkeit, die die mangelnde Kenntnis von Zah-

len und mancher Fakten mit sich bringt, sind die Experten sich einig, dass ein essentielles Mittel 

gegen die weitere Ausdehnung der parallelen Justizstrukturen jegliche Anstrengung von Integration 

und der Aufbau von Vertrauen in das deutsche Rechtssystem ist.  

 

Als definitiv kontraproduktiv und nicht zielführend hierfür haben die Experten die Frage, ob der 

islamischen Rechtstradition in Deutschland ein Gehör einzuräumen sei, bewertet. Es werde eine 

juristische Gegenwelt aufgebaut, wenn zwingende Vorschriften des deutschen Rechts nicht beachtet 

werden.  Die Anerkennung islamischer Schlichtungen sei indiskutabel, der Rechtsstaat darf nicht mit 

dem Recht handeln. Staatliche Strukturen werden hierdurch geschwächt und Vertrauen abgebaut. 

Vielmehr müsse Akzeptanz und Empathie für die Berührungsängste mit dem deutschen System ge-

zeigt werden. 

 

Aus diesem Grund hat das Bayerische Justizministerium einen Rechtsbildungsunterricht zur Aufklä-

rung über das deutsche Rechtssystem ins Leben gerufen, durch den Flüchtlingen und Asylsuchenden 

die Grundlagen des deutschen Rechtsstaates und der Demokratie von freiwilligen Richtern und 

Staatsanwälten erklärt werden. 

 

Weiter Maßnahmen können sein: 

 

 Schnelle Durchführung von Vernehmungen nach der Tat, da „Paralleljustiz“ schnell zu wir-

ken beginnt.  
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 Ein sehr wirksames Mittel ist auch die richterliche Vernehmung, da sie im Rahmen des Ver-

fahrens im Gegensatz zu polizeilicher oder staatsanwaltlicher Vernehmung auch bei der spä-

teren Geltendmachung eines Zeugnisverweigerungsrechts verwertet werden darf. Noch bes-

ser ist die Videovernehmung, da die authentische Aussage des Opfers sowie der Zeugen im 

Rahmen der Erstvernehmung festgehalten werden. Problematisch ist in beiden Fällen jedoch 

der zeitliche Vorlauf, der in der Regel für die Anordnung der Maßnahme benötigt wird. Zu-

dem ist eine Videovernehmung nur unter sehr strengen Voraussetzungen möglich. Hier wäre 

eine Lockerung wünschenswert. 

 Telefonüberwachung, der sog. kleiner Lauschangriff (z.B. im Autoinnenraum) und 

Kameraufnahmen können wirksame Mittel in der Bekämpfung und vor allem Aufklärung von 

Fällen paralleler Justiz sein. 

 Die Vorratsdatenspeicherung gibt Fahndern und Staatsanwaltschaft ebenfalls die Möglich-

keit bessere Einblicke in Kommunikationsstrukturen zu erkennen. 

 Professor Rohe betonte, es müsse mit der Aufklärung in einem sehr frühen Stadium ange-

setzt werden, hierzu ist insbesondere staatliche Präsenz im öffentlichen Raum ein wirksames 

Mittel zur Abschreckung. Daran fehle es vor allem in deutschen Großstädten immens. 

 Dr. Heller sieht eine entscheidende Unterstützung in der Unterstützung von NGOs, die sich 

in den entsprechenden Brennpunktgebieten angesiedelt haben und die Akteure kennen.  

 Insgesamt sind die Experten der Ansicht, dass Kontakt zu in der Szene involvierten Protago-

nisten von immenser Wichtigkeit ist, um einerseits mehr über die Strukturen und potenzielle 

Konfliktherde zu erkennen sowie Informationen zu bekommen, und andererseits in Ermitt-

lungsverfahren eventuelle Zugriffsmöglichkeiten zu haben. 

 In familienrechtlichen Angelegenheiten sind Frauen, die einmal den Weg zum Anwalt gewagt 

haben wichtige Multiplikatoren und Ermutigung für andere, betonte Rechtsanwältin Simsek. 

 Der Minister denkt angesichts neuer Bedrohungslagen über neue Vernehmungsmethoden 

und Zugriff auf internationale Kommunikationsmittel nach 

 

 

Zu betonen ist abschließend, dass für keine ethnische oder religiöse Community Paralleljustiz ty-

pisch ist. Viele Mitglieder aller Communities bewegen sich im Rahmen des geltenden Rechts und 

nutzen im Konfliktfall die vorhandenen deutschen Institutionen.4 Die Integration migrierter Mitbür-

ger in die deutsche Gesellschaft und das deutsche Rechtssystem ist für die weitere Bekämpfung der 

Paralleljustiz eines der vielversprechendsten Mittel. 

 

 

 

Weiter Ausführung zur Thematik 

 Prof. Dr. Mathias Rohe/ Dr. Mahmoud Jaraba; Paralleljustiz; Eine Studie im Auftrag des Landes Berlin, vertreten 

durch die Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz  

https://www.berlin.de/sen/justv/service/broschueren-und-info-materialien/ 

 Joachim Wagner, Richter ohne Gesetz, 5. Auflage 2015, Ullstein Verlag 

 https://www.justiz.bayern.de/presse-und-medien/pressemitteilungen/archiv/2015/55.php 

 https://www.justiz.bayern.de/service/fluechtlinge-asylbewerber/ 

                                                           

4
 Prof. Dr. Mathias Rohe/ Dr. Mahmoud Jaraba; Paralleljustiz; Eine Studie im Auftrag des Landes Berlin, vertreten durch die Senatsverwaltung 

für Justiz und Verbraucherschutz; Seite 13. 

https://www.berlin.de/sen/justv/service/broschueren-und-info-materialien/
https://www.justiz.bayern.de/presse-und-medien/pressemitteilungen/archiv/2015/55.php
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